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Verden-Osterholz

die erste Sitzungswoche im Deutschen Bundestag für dieses 
Jahr ist zu Ende. 
Eine Woche, die weiterhin ganz im Zeichen der Proteste der 
deutschen Landwirte, Handwerker und Spediteure im Berliner 
Regierungsviertel stand. Schon ab Sonntagabend waren die 
lautstarken Signalhörner der Traktoren rund um den Deutschen 
Bundestags deutlich zu hören, weil aus ganz Deutschland zehn-
tausende Menschen nach Berlin gereist waren, um gegen die 
Politik der Ampel zu protestieren. Auch aus meinem Wahlkreis 
kamen viele Bürger nach Berlin, um von ihrem Demonstrati-
onsrecht Gebrauch zu machen. Ganz anders als andere Protes-
tierende hat sich dabei niemand festgeklebt, sondern bei dem 
friedlichen, bürgerlichen Protest der fleißigen Menschen auch 
aus meiner Heimat wurden konkrete Änderungen an der Aus-
gabepolitik der Bundesregierung eingefordert.

Bereits letzte Woche Montag habe ich meine Unterstützung 
für das Anliegen unserer Bauern aus den Landkreisen Verden 
und Osterholz ausgedrückt. Diese Unterstützung habe ich die-
se Woche auch in die Gremien des Bundestages getragen. Zeit-
gleich mit der Großkundgebung der Landwirte am Brandenbur-

ger Tor am Montag fand die Anhörung der Petition von Marie 
von Schnehen zum Agardiesel statt. Dazu konnte ich den Vor-
sitzenden des Landvolks Verden-Rotenburg Jörn Ehlers als Gast 
im Petitionsausschuss des Deutschen Bundestag begrüßen, der 
so diese wichtige Anhörung unmittelbar verfolgen konnte. 

Die weiteren Tage der Sitzungswoche standen klar im Fokus 
der Beratungen zum Bundeshaushalt 2024, der mit der Bereini-
gungssitzung des Haushaltsausschusses am Donnerstag seinen 
vorläufigen Höhepunkt fand.

Mehr Informationen zu diesen und weiteren Themen in den je-
weiligen Rubriken!

Herzliche Grüße

Ihr/Euer

Andreas Mattfeldt

Aktuelles zum Bundeshaushalt

Gestern war es endlich soweit: Der Haushalt hat in der so-
genannten „Bereinigungssitzung“ den Haushalt 2024 
beschlossen. Für einen gültigen Haushalt 2024 fehlt 
nun nur noch die 2./3. Lesung im Parlament, die vo-
raussichtlich in der letzten Januarwoche stattfindet.

Regulär wäre der Haushalt 2024 durch den Haushaltsausschuss 
bereits am 16. November 2023 beschlossen worden, sodass er 
nach Lesung im Plenum mit Beginn des Jahres in Kraft hätte 
treten können. Aufgrund der haushaltspolitischen Tricksereien 
der Ampel – insbesondere die versuchte Umgehung der verfas-
sungsrechtlichen Schuldenbremse mit 60 Milliarden Euro Kredi-
termächtigungen – und einem darauffolgenden Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts kam es dieses Mal aber komplett anders.

Auch hierbei haben die Koalitionspartner leider dasselbe Ver-
halten gezeigt, dass ihnen seit Monaten vorgeworfen wird. Un-
sere Einschätzung war von Beginn an, dass die Ampel infolge 
der gravierenden Veränderungen durch das Urteil nun einen 
neuen Haushalt vorlegen müsste und dass dies nicht inner-
halb weniger Tage möglich sei. Nach viel Missbilligung durch 
die Ampel, dem Beschwören, dies sei doch noch vor Weih-
nachten möglich und einer langanhaltenden Salamitaktik, 
gab es dann schlussendlich nach ein paar verstrichenen Wo-
chen das Einsehen der Ampel, dass hierfür ein neues ordent-
liches Haushaltsverfahren im neuen Jahr nötig sein würde.

Die – nicht vollständig aktualisierten – Unterlagen für die neuen 
Haushaltsberatungen, die letzte Woche Freitag, dem 12. Januar, 
begannen, erhielten wir endlich am Nachmittag des 10. Januar. 
Eine äußerst kurze Beratungszeit für die weitereichenden Än-
derungen - aber auch das sind wir mittlerweile leider gewohnt. 
Der Klima- und Transformationsfonds, für den ich Berichterstat-
ter bin, wurde enthielt dabei mit den meisten Änderungen be-
dacht, da er damals von der Ampel mit den verfassungswidrigen 
60 Milliarden Euro Kreditermächtigungen bedacht worden war. 

Insgesamt plante die Ampel-Regierung etwa 45 Prozent al-
ler Programme abzuwickeln. Von diesem Kahlschlag wa-
ren viele Programme zur Entwicklung alternativer An-
triebsarten, Luftfahrt, maritimen Wirtschaft aber auch, 
wie oben bereits beschrieben, Land- und Forstwirtschaft 
betroffen. Auch wichtige Maßnahmen zur Unterstützung 
von Bürgern, Unternehmen und Kommunen bei der Um-
stellung der Wärmeversorgung waren auf der Streichliste. 

Durch Anträge der Ampelfraktionen im Haushaltsausschuss 
wurden zwar viele dieser Programme letztendlich noch ge-
rettet. Es werden aber dennoch weiterhin 30 Prozent abgewi-
ckelt, wovon zu meinem Unverständnis gerade Maßnahmen 
zur Transformation der Landwirtschaft sowie der Wärmeversor-
gung betroffen sind. Im Zuge der Diskussionen um Agrardiesel 
und KFZ-Steuerbefreiung sowie der Verpflichtungen aufgrund 
von Gebäudeenergiegesetz und Wärmeplanung ergibt sich für 
mich kein klares Bild, warum die Ampel nun genau in diesen Be-
reichen Anreiz- und Unterstützungsmaßnahmen wegstreicht.

Ich habe den Ampel-Vertretern bereits mehrfach meine 
Verwunderung über dieses Vorgehen zum Ausdruck ge-
bracht. Leider ist die Ampel hier beharrlich geblieben.

Unser Leitantrag der Woche: Landwirtschaft 
unterstützen statt ruinieren

Entsprechend der aktuellen Debatte haben wir auch im Plenum 
einen Antrag zur Unterstützung der deutschen Landwirtschaft 
eingebracht. Denn Deutschland ist ein starkes Land. Doch Euro-
pa und unser Land befinden sich in schwierigen 

Die Land- und Forstwirtschaft ist eine Schlüsselbranche mit 
unverzichtbarem Stellenwert für die Ernährungssicherung. Das 
Leben in den ländlichen Regionen ist ohne eine wettbewerbs-
fähige, moderne und zukunftsfeste Landwirtschaft undenkbar. 
Jeder zehnte Arbeitsplatz in Deutschland ist mit der Landwirt-
schaft verknüpft. Die Land-, Forst- und Ernährungswirtschaft 
befindet sich aktuell, wie auch andere Wirtschaftszweige, in 
der Krise. Doch anstatt unsere Landwirtschaft zu unterstützen, 
wird die Bundesregierung sie schwächen: Die geplanten Steue-
rerhöhungen sind ein Schlag ins Gesicht für die Landwirte. Wir 
verstehen ihren Protest und stehen solidarisch an ihrer Seite. 
Die Ampel muss die geplanten Steuererhöhungen für die Land-
wirtschaft zunächst vollständig zurückziehen. Die Landwirt-
schaft erwartet aber nicht nur die komplette Zurücknahme der 
inakzeptablen finanziellen Mehrbelastungen, die die Bundesre-
gierung den Bauern aufbürdet. Vielmehr erwartet sie zu Recht 
eine grundsätzlich andere Agrarpolitik. Dazu braucht es ganz 
grundlegend eine neue Kultur der Anerkennung gegenüber der 
Leistung der Landwirte. Entfesselung, Innovationen und Inves-
titionen sind der Dreiklang unserer Agrarpolitik. Es braucht 
endlich ein Bewusstsein dafür, dass jede Regulierung, jede 
Vorschrift und jede Auflage mit einschneidenden Konsequen-
zen für die tägliche harte Arbeit unserer Landwirte verbunden 
ist. Es braucht ein Belastungsmoratorium für landwirtschaftli-
che Betriebe. Tierhalter benötigen Planungssicherheit auf der 
Grundlage des Borchert-Plans für mehr Tierwohl. Wir wollen, 
dass auch die kommenden Generationen gute Gründe haben, 
in der Landwirtschaft tätig zu sein. 

Gesetzentwurf zur Änderung des Staatangehö-
rigkeitsrechts 

Die Ampel-Koalition will in dieser Sitzungswoche den Gesetz-
entwurf zur Änderung des Staatsangehörigkeitsrechts beschlie-
ßen. Im Kern geht es der Koalition darum, die Voraussetzungen 
der Einbürgerung deutlich abzusenken. Mit unserem Antrag 
„Den Wert der deutschen Staatsangehörigkeit bewahren“ (Drs. 
20/9764) legen wir unsere Kritik dar. Diese betrifft insbesonde-
re folgende Punkte: 

•	 Die Verkürzung der Mindestaufenthaltszeit auf 5 bzw. nur 
3 Jahre lehnen wir ab. Die deutsche Staatsbürgerschaft ist 
ein wichtiger Integrationsanreiz. Echte Integration braucht 
Zeit. Die Einbürgerung sollte erst am Ende eines Integ-
rationsprozesses geschehen. Mit den derzeitigen Fristen 
(grundsätzlich 8 Jahre, bei besonderen Integrationsleistun-
gen 6 Jahre) haben wir einen angemessenen Zeitrahmen 
und liegen damit im europäischen Mittelfeld. 

•	 Den generellen Doppelpass sehen wir kritisch. Zwar verste-
hen wir sehr gut, wenn Menschen aufgrund ihrer Herkunft 
Bindungen an mehrere Staaten haben und diese Bindung 
auch in Form einer weiteren Staatsangehörigkeit bewahren 
möchten. Dennoch sind wir überzeugt, dass aus Sicht der 
Gesamtgesellschaft im Ergebnis die Nachteile überwiegen. 
Der Doppelpass verstärkt die politischen Einflussmöglich-
keiten ausländischer Staaten in Deutschland, verkürzt den 
diplomatischen Schutz für Deutsche im Ausland (z.B. Fall 
Deniz Yücel) und ist auch in der EU ein Problem, weil fak-
tisch ein mehrfaches Wahlrecht entsteht. Zudem gibt es be-
reits zahlreiche Ausnahmen – z.B. für EU-Bürger, anerkann-
te Flüchtlinge oder wenn der Herkunftsstaat nicht aus der 

Staatsangehörigkeit entlässt. 
•	 Bedauerlich und falsch ist darüber hinaus, dass die Am-

pel-Koalition sich nicht durchringen konnte, ein ausdrückli-
ches Bekenntnis zum Existenzrecht des Staates Israel – wie 
von uns gefordert – als Einbürgerungsvoraussetzung in den 
Gesetzentwurf aufzunehmen. 

Für uns ist die Einbürgerung Ergebnis und nicht Beginn gelun-
gener Integration. Wir freuen uns, wenn Menschen mit aus-
ländischer Staatsangehörigkeit nach gelungener Integration 
Deutsche werden möchten. Wir freuen uns, wenn sie auf die-
sem Wege ein klares Bekenntnis zu Deutschland abgeben. Der 
Gesetzentwurf der Ampel genügt diesem Anspruch – Einbürge-
rung als Ergebnis gelungener Integration – jedoch nicht. Insbe-
sondere sehen wir die Verkürzung der Mindestaufenthaltszeit 
kritisch. Die deutsche Staatsbürgerschaft ist ein sehr wichtiger 
Integrationsanreiz. Echte Integration braucht Zeit.

Bioenergie eine klare Zukunftsperspektive ge-
ben und bestehende Hemmnisse beseitigen

Mit unserem Antrag, den wir in erster Lesung beraten haben, 
unterbreiteten wir 23 Vorschläge für Verbesserungen bei der 
Bioenergie. Diese reichen von einer Ausweitung der Ausschrei-
bungen über eine Erhöhung der Ausbauziele bis zur Prüfung 
von Grüngasquoten. Mit unserem Antrag verfolgen wir unser 
Anliegen der Entfesselung aller Erneuerbaren Energien weiter. 
So haben wir bereits zur CO2-Abscheidung, -Verwendung und 
-Speicherung (CCU/CCS), zu Wasserstoff, Solar und Geother-
mie, sowie zu Energiespeichern umfassende Anträge in den 
Deutschen Bundestag eingebracht und beraten. Die Ampel 
nutzt dennoch immer noch nicht alle Potenziale der Erneuer-
baren Energien aus. Sie richtet ihren Fokus vielmehr lediglich 
auf Sonne und Wind. Wir wollen aber auch die Bioenergie ent-
fesseln. 

IP-Adressen rechtssicher speichern und Kinder 
vor sexuellem Missbrauch schützen

Bereits vor über einem Jahr hat der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) sein Urteil zum deutschen Gesetz über Mindestspei-
cherfristen für Telekommunikationsverkehrsdaten verkündet. 
Unsere Forderung nach einer IP-Adress-Speicherung zur Siche-
rung digitaler Beweismittel wurde vom Gerichtshof ausdrück-
lich für zulässig erklärt. IP-Adressen sind als digitale Beweismit-
tel gerade bei der Bekämpfung des sexuellen Kindesmissbrauchs 
im Internet unabdingbar. Ohne Speicherpflicht sind diese digi-
talen Beweise – wenn eine Tat auffällt – vielfach gelöscht und 
die IP-Adresse kann keiner konkreten Person mehr zugeordnet 
werden. Das ist ein unerträglicher Zustand. Kinderschutz muss 
endlich Vorrang vor Datenschutz haben. Unseren Antrag IP-Ad-
ressen rechtssicher speichern und Kinder vor sexuellem Miss-
brauch schützen werden wir in dieser Woche nach über einem 
Jahr Verzögerung durch die Ampelfraktionen endlich abschlie-
ßend im Plenum beraten. Darin fordern wir: Bundeskanzler 
Scholz muss jetzt den Streit im Kabinett, zwischen Innen- und 
Justizministerium, beenden. Er muss dafür sorgen, dass schnell 
eine rechtssichere Regelung zur Speicherung von IP-Adressen 
auf den Weg gebracht wird. Dabei soll der laut EuGH zulässige 
Spielraum ausgeschöpft werden – zum Schutz der Kinder und 
Jugendlichen.

Terroranschläge verhindern – Zum Schutz unse-
rer Bevölkerung entschiedener gegen potenziel-
le Terroristen vorgehen

 Innere Sicherheit in Deutschland und Europa wird in besonde-
rem Maße auch durch den islamistischen Terrorismus bedroht. 
Gerade das Jahr 2020 mit den tödlichen Anschlägen in Paris, 
Dresden, Nizza und Wien hat uns vor Augen geführt, dass die 
Gefährdung durch den islamistischen Terrorismus unvermin-
dert fortbesteht. Auch nach Angaben der Bundesinnenministe-
rin steht Deutschland weiterhin im unmittelbaren Zielspektrum 
islamistischer Terrororganisationen. Den Schutz der Bevölke-
rung dürfen wir deshalb nicht dem Zufall überlassen. Mit un-
serem Antrag – den wir in dieser Woche abschließend beraten 
– fordern wir die Bundesregierung deshalb auf, zur Verhinde-
rung terroristischer Straftaten alle erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen. Dazu gehört insbesondere, den vom Europäischen 
Gerichtshof im Urteil vom am 22. September 2022 eröffneten 
Rahmen zur Einführung einer Speicherpflicht für IP-Adressen 
endlich zu nutzen. Zudem braucht der Verfassungsschutz die 
Befugnis zur Online-Durchsuchung. Daneben müssen die Si-
cherheitsbehörden auch potenzielle Terroristen – sogenannte 
Gefährder – verstärkt in den Blick nehmen.

Deutschlands Rohstoffabhängigkeit reduzieren 
– Neue Rohstoffpartnerschaften auf den Weg 
bringen, heimische Rohstoffgewinnung stärken 

 Wir brauchen eine aktivere Rohstoffpolitik, um den Wirt-
schaftsstandort Deutschland zu stärken. Mit unserem Antrag 
Deutschlands Rohstoffabhängigkeit reduzieren – Neue Roh-
stoffpartnerschaften auf den Weg bringen, heimische Rohstoff-
gewinnung stärken fordern wir die Bundesregierung auf, jetzt 
die notwendigen Schritte einzuleiten. Diesen Antrag beraten 
wir in dieser Woche abschließend. Die Verfügbarkeit und Be-
zahlbarkeit von Rohstoffen ist vor allem für unsere gewerbliche 
Wirtschaft von existenzieller Bedeutung. Gerade vor dem Hin-
tergrund der Folgen des russischen Angriffskriegs hat dieses 
Thema an Brisanz gewonnen. Die Ampel hat im Koalitionsver-
trag verbesserte Rahmenbedingungen für die Erkundung hei-
mischer Rohstoffe angekündigt, bisher aber kaum Initiative in 
diesem Bereich gezeigt. Es braucht ein größeres deutsches En-
gagement bei der Gewinnung von Rohstoffen im In- und Aus-
land, z.B. durch neue Rohstoffpartnerschaften und bessere ge-
setzliche Rahmenbedingungen.

Leistungen für Asylbewerber senken – Rechtli-
che Spielräume nutzen

 Deutschland wird mit der Zunahme der illegalen Migration 
zunehmend überfordert. Die europäischen Nachbarländer neh-
men im Schnitt deutlich weniger Geflüchtete auf. Die auch im 
europäischen Vergleich hohen Sozialleistungen in Deutschland 
ein wichtiger Faktor für Migration und insbesondere Sekundär-
migration nach Deutschland. Das Bundesverfassungsgericht 
hat festgehalten, dass eine dauerhafte Ungleichbehandlung 
von Asylbewerbern und Einheimischen bei der Sicherung des 
Existenzminimums nicht möglich ist. Aber es bestehen dennoch 
weiterhin Spielräume zur Leistungsabsenkung. Mit unserem 
Antrag fordern wir, diese Spielräume zu nutzen. Sie umfassen 
eine Verlängerung der Bezugsdauer der niedrigeren Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) von 18 Mo-
naten auf 36 Monate; die vorrangige Ausgabe von Sach- statt 
Geldleistungen und die Einführung einer möglichst bundesein-
heitlichen Bezahlkarte als Regel. Solange eine Ausreisepflicht 
besteht und eine Ausreise tatsächlich und rechtlich möglich ist, 
soll nur das physische Existenzminimum gewährt werden. Wei-
tere Maßnahmen runden unseren Forderungskatalog ab.

Die Petentin Marie von Schnehen bestach bei der öffentlichen Anhörung des Petitionsausschusses am Montag gemeinsam mit 
der bekannten Agrar-Influcenerin Marie Hoffmann mit ihrem großen Fachwissen zur Landwirtschaft im Allgemeinen und speziell 
zu den alternativen Treibstoffen für die großen Landmaschinen. Als Sprecher der CDU-Fraktion im Petitionsausschuss hatte ich 
die Möglichkeit zwei Fragen zu stellen, die er an die Staatssekretärinnen aus dem Bundesfinanzministerium und dem Landwirt-
schaftsministerium, sowie an die Petentin richtete. Außerdem stellten wir als CDU-Fraktion Fragen zur Wettbewerbsfähigkeit der 
heimischen Landwirtschaft bei immer größerer Abgabelast und Ausweitung der Vorschriften seitens der Bundesregierung. Nach 
gut einer Stunde Anhörung nutzte ich die Gelegenheit für weitere Erörterungen mit den beiden jungen Landwirtinnen, die zuvor 
alle Fragen, auch von Seiten der Ampelfraktionen, mit einem fachlich beeindruckenden Niveau beantworten konnten. 

Mit meiner ersten Frage drückte ich mein Missfallen darüber aus, dass im Klimatransformationsfonds (KTF) weitere 361 Millionen 
Euro zu Lasten der Landwirtschaft von der Ampel gekürzt werden sollen. 

Als Haushälter hakte ich direkt bei den Vertretern der Bundesregierung nach, warum noch mehr Bundesmittel für die Landwirt-
schaft teilweise komplett gestrichen werden sollen. „Die Milchmädchenrechnung passt nicht“, wurde ich deutlich. Denn im KTF 
will die Bundesregierung zum Stopfen ihrer Haushaltslöcher das Förderprogramm zur Wiedervernässung von Mooren deutlich 
kürzen. Nach Plänen der Ampel werden über 29 Millionen Euro in den folgenden Jahren weniger zur Verfügung stehen. Betroffen 
ist etwa auch der Waldklimafonds, der nach 2024 auslaufen wird, sowie das Förderprogramm „Zuschüsse zur Förderung von Maß-
nahmen zur energetischen Nutzung von Wirtschaftsdünger und zur Emissionsminderung beim Wirtschaftsdüngermanagement“, 
welches die Umwandlung von Gülle in Biogas fördern soll, wofür in Summe nur noch 13,38 Millionen Euro statt 36,5 Millionen 
Euro zur Verfügung stehen. Weitere Förderungen sind in erheblichem Maße von Kürzungen betroffen. So werden die Mittel für 
land- und forstwirtschaftlich ausgerichtete Programme für 2024 um fast 122,6 Millionen Euro und für kommende Jahre um fast 
196 Millionen Euro gekürzt. Von neun Programmen werden darüber hinaus fünf Programme abgewickelt. Es sei ihnen durchaus 
bewusst, dass da von uns gekürzt worden ist, war die sehr dürftige Antwort der parlamentarischen Staatssekretärin Katja Hessel 
(FDP) aus dem Bundesfinanzministerium, was ich geradezu als absolute Herabwürdigung der Landwirte in Deutschland bezeich-
ne.  

Von der Petentin aus Friedland wollte ich wissen, welche Folgen der Wegfall der Steuerrückerstattung für den Agrardiesel auf 
ihren Biobetrieb mit Ackerbau hat. Als Biobetrieb wäre Marie von Schnehen noch mehr betroffen von den Kostensteigerungen 
beim Diesel, weil für sie eben mehr mechanische Bodenbearbeitung nötig ist. Eigentlich hatte die Ampel sich auf die Fahnen 
geschrieben hatte, bis 2030 den Anteil der Biobetriebe auf 30 Prozent zu steigern. Mit den beschlossenen Sparmaßnahmen wird 
dieses politische Vorhaben ad absurdum geführt. Laut Petentin von Schnehen ist klar, dass ihr Betrieb mehr mechanische Boden-
bearbeitung erfordert und daher eine überproportionale Kostensteigerung durch höhere Dieselkosten erfahre. Eine Rückkehr 
zum vermehrten Einsatz von Pflanzenschutzmitteln wirkt sich hingegen negativ auf die Biodiversität aus. 
Marie Hofmann ging unter anderem auf die Herausforderung einer klimafreundlichen Transformation der Antriebstechnik in der 
Landwirtschaft ein. So nannte sie die HVO-Treibstoffe, die als hybridisierte Fette nahezu klimaneutral sind und um 90 Prozent we-
niger CO2 Emissionen haben. Allerdings gibt es für diese schon jetzt keine Steuerrückerstattung, wodurch sich ein Kostennachteil 
von 36 Cent pro Liter ergibt. Damit ist eine Transformation in der Landwirtschaft bei den Treibstoffen alleine bei diesem Beispiel 
wirtschaftlich absolut nicht darstellbar, was ich als Unternehmer vollkommen unterstützte. Abschließend stellte Maria von Schne-
hen fest: Das Geld, was für die Landwirtschaft beim Finanzministerium sei, sollte auch bei den Landwirten bleiben. Nur so sei eine 
klimaneutrale Landwirtschaft in Zukunft möglich. Als Haushälter schloss ich mich dieser Forderung an.

TERMINE UND AUSBLICK IM BUND

•	 15./16. Januar: Eurogruppe, Wirtschafts-/Finanzminister-
rat (Europäisches Semester 2024, Ukraine, Vorbereitung 
G20-Treffen, Wettbewerbsfähigkeit 

•	 15./16. Januar: Informeller Umweltministerrat (Anpassung 
und Resilienz, Kreislaufwirtschaft, gerechter Übergang)

•	 15.-19. Januar: Weltwirtschaftsforum in Davos 
•	 16. Januar: Stat. Bundesamt gibt Inflationsrate Dezember 

und Gesamtjahr 2023 bekannt 
•	 16. Januar: PK Vorstellung Tätigkeitsbericht zweite Laufzeit 

2019– 2023 der Unabhängigen Kommission zur Aufarbei-
tung sexuellen Kindesmissbrauchs 

•	 16. Januar: EU-KOM: Überarbeitung der Richtlinie zum 
Europäischen Betriebsrat 

•	 17. Januar: Eurostat veröffentlicht Zahlen zur Inflation im 
Dezember 2023

•	 17. Januar: Eröffnung und Einweihung des Veteranenbü-
ros der Bundeswehr durch Bundesverteidigungsminister 
Pistorius 

•	 17./18. Januar: Konferenz des Zentralrates der Juden „Er-
innern, um nicht zu vergessen“ zur Erinnerungskultur und 
Gedenkpolitik in Deutschland

•	 17./18. Januar: Treffen des Nato-Militärausschusses
•	 18. Januar: konstituierende Sitzung des hessischen Land-

tags mit Wahl des MP
•	 19.-28. Januar: Internationale Grüne Woche

FOTOS DER WOCHE

THEMEN DER WOCHE

Öffentliche Anhörung des Petitionsausschuss zu 
Agrardiesel
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Protesten der Landwirte in unserer Region

Bei den Protesten der Landwirte am 8. Januar 2024 diskutierte 
ich am Rande der Protestaktion mit den Demonstranten und 
Betroffenen, mit denen ich seit Wochen im engen Austausch 
bin, in der Nähe der Autobahnauffahrt Verden Ost über ihre 
Anliegen. Viele der Eindrücke und Anregungen konnte ich da-
her direkt in die Beratungen diese Woche miteinfließen lassen.

Nach der Anhörung der Petition am Montag zum Agrardiesel traf ich die äußerst fachkundige Petentin Marie von Schnehen (2.v.r.) 
und ihre Begleitung Marie Hoffmann (4.v.r.) zusammen mit meinen Fraktionskollegen Ralph Edelhäußer (2.v.r.) und 

Melanie Bernstein (r.). 


